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damit unterschiedliche Bedingungen 
für den Binnenhandel innerhalb eines 
Mitgliedstaats und seinem Außenhan­
del schaffen, so daß die nationale 
Produktion oder der Binnenmarkt des 
betroffenen Staates einen besonderen 
Vorteil erlangt. 

Dies trifft offensichtlich auf eine Re­
gelung nicht zu, die in den Bereich 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
fällt und nach objektiven Kriterien auf 
sämtliche im Inland ansässige Unter­
nehmen eines bestimmten Sektors An­
wendung findet, ohne irgendeine un­
terschiedliche Behandlung aus Grün­

den der Staatsangehörigkeit der Wirt-
schaftsteilnehmer vorzunehmen und 
ohne zwischen dem Binnen- und 
Außenhandel des betroffenen Staates 
zu unterscheiden. 

3. Die Artikel 30 und 34 EWG-Vertrag 
stehen einer innerstaatlichen Regelung 
nicht entgegen, die die Herstellung 
von Bäcker- und Konditorwaren so­
wie die Angabe, das Austragen und 
Ausfahren dieser Erzeugnisse an ein­
zelne Verbraucher und Einzelhandels­
stellen während der Nachtzeit vor 
einer bestimmten Morgenstunde ver­
bietet. 

In der Rechtssache 155/80 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Amts­
gericht Wiesbaden in dem vor diesem Gericht anhängigen Bußgeldverfahren 
gegen 

SERGIUS OEBEL 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 
7, 30 und 34 EWG-Vertrag 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten Mackenzie Stuart und T. Koopmans, der Richter A. O'Keeffe, 
G. Bosco, Α. Touffait, O. Due, U. Everling und A. Chloros, 

Generalanwalt: F. Capotorti 
Kanzler: A. Van Houtte 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf 
und die gemäß Artikel 20 des Protokolls 
über die Satzung des Gerichtshofes der 
EWG eingereichten Erklärungen lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

I — S a c h v e r h a l t und schr i f t l i ches 
V e r f a h r e n 

1. Im Ausgangsverfahren, in dem es um 
eine Ordnungswidrigkeit geht, wird dem 
Geschäftsführer Sergius Oebel ein Ver­
stoß gegen § 5 des Gesetzes über die Ar­
beitszeit in Bäckereien und Konditoreien 
zur Last gelegt. Der Betroffene soll am 
21. Juli 1978 gegen 2 Uhr in der Be­
triebsstätte der Firma Bockenheimer Brot 
GmbH in Wiesbaden zugelassen haben, 
daß 15 Arbeitnehmer mit der Herstellung 
von Backwaren beschäftigt waren. 

§ 5 des Gesetzes über die Arbeitszeit in 
Bäckereien und Konditoreien in der Fas­
sung vom 23. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. 
I, S. 937) hat folgenden Wortlaut: 

, ,§5 

Nachtback- und Ausfahrverbot 

(1) An Werktagen darf in den zur Her­
stellung von Bäcker- oder Konditor­
waren dienenden Räumen während 
folgender Nachtzeit niemand arbei­
ten 

1. von Montag bis Freitag von 0 bis 
4 Uhr und von 22 bis 24 Uhr, 

2. am Sonnabend von 22 bis 24 Uhr. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 
kann an einem dieser Werktage von 
0 bis 4 Uhr gearbeitet werden, wenn 
statt dessen am Sonnabend in der 

Zeit von 0 bis 4 Uhr nicht gearbeitet 
und dies unter Angabe des Werkta­
ges mindestens einen Monat vorher 
der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde schriftlich angezeigt wird. 
Dieser Werktag kann frühestens je­
weils nach Ablauf eines Kalenderjah­
res durch einen anderen ersetzt wer­
den; für die Anzeige gilt Satz 1 ent­
sprechend. 

(3) Fällt ein gesetzlicher Feiertag auf 
einen Werktag, kann abweichend 
von Absatz 1 Nr. 1 an dem dem 
Feiertag vorangehenden oder folgen­
den Werktag in der Zeit von 0 bis 4 
Uhr gearbeitet werden. Ein Arbeitge­
ber, der an dem dem Feiertag fol­
genden Werktag arbeiten will, muß 
dies mindestens einen Monat vorher 
der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde schriftlich anzeigen. 

(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen in 
Betrieben mit bis zu 10 unmittelbar 
in der Produktion Beschäftigten eine 
Person über 18 Jahre, in Betrieben 
mit bis zu 20 unmittelbar in der Pro­
duktion Beschäftigten zwei Personen 
über 18 Jahre und in Betrieben mit 
mehr als 20 unmittelbar in der Pro­
duktion Beschäftigten drei Personen 
über 18 Jahre mit Vorarbeiten ab 3 
Uhr an den Tagen beginnen, an de­
nen die Arbeit ab 4 Uhr zugelassen 
ist. Vorarbeiten sind Arbeiten, von 
denen die Wiederaufnahme der vol­
len Produktion ab 4 Uhr arbeitstech­
nisch abhängt. Als Vorarbeit gilt 
auch die Teigbereitung. 
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(5) In der Nachtzeit von 22 bis 5.45 Uhr 
darf niemand Bäcker- oder Kondi­
torwaren an Verbraucher oder Ver­
kaufsstellen abgeben, austragen oder 
ausfahren. Die Vorschriften über die 
Abgabe in Verkaufsstellen des Geset­
zes über den Ladenschluß vom 
28. November 1956 (Bundesgesetzbl. 
I, S. 875), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I, S. 503), 
werden hierdurch nicht berührt." 

Das Amtsgericht Wiesbaden war der 
Auffassung, § 5 des Gesetzes über die 
Arbeitszeit in Bäckereien und Kondito­
reien könnte gegen die Artikel 7, 30 und 
34 EWG-Vertrag verstoßen, denn diese 
Vorschrift verursache eine Verzerrung 
des Wettbewerbs in der Gemeinschaft, 
da im Bereich der Gemeinschaft lediglich 
die Bundesrepublik Deutschland das 
Nachtbackverbot aufrechterhalte, und 
schließe es faktisch aus, frische Backwa­
ren noch so rechtzeitig in die anderen an 
Deutschland angrenzenden Mitgliedstaa­
ten auszuliefern, daß sie dort am frühen 
Vormittag verkauft werden könnten. Das 
Gericht hat deshalb das Verfahren aus­
gesetzt und dem Gerichtshof gemäß Ar­
tikel 177 EWG-Vertrag folgende Fragen 
vorgelegt: 

„1 . Ist Artikei 7 EWG-Vertrag auch da­
hin auszulegen, daß'ein Verstoß ge­
gen das Diskriminierungsverbot vor­
liegt, wenn ein Mitgliedstaat der Ge­
meinschaft durch eine gesetzliche 
Bestimmung eine Situation schafft, 
die die Konkurrenzfähigkeit der 
eigenen Staatsangehörigen mit ver­
gleichbaren Staatsangehörigen der 
übrigen Mitgliedstaaten in erhebli­
chem Maße beeinträchtigt? 

2. Sind Artikel 30 und 34 EWG-Ver­
trag dahin auszulegen, daß die von 
§ 5 des Gesetzes über die Arbeitszeit 

in Bäckereien im Rahmen des Ex­
ports und Imports frischer Backwa­
ren hervorgerufenen Auswirkungen 
als Maßnahmen anzusehen sind, die 
einer mengenmäßigen Einfuhrbe­
schränkung oder mengenmäßigen 
Ausfuhrbeschränkung gleichzusetzen 
sind?" 

2. Der Vorlagebeschluß ist am 2. Juli 
1980 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben Herr Sergius Oebel, vertreten 
durch die Rechtsanwälte Gleiss, Lutz, 
Hootz, Hirsch und Partner, Stuttgart, 
die Bundesregierung, vertreten durch 
den Ministerialrat im Bundesministerium 
für Wirtschaft Martin Seidel und Rechts­
anwalt Arved Deringer, Köln, die fran­
zösische Regierung, vertreten durch 
Herrn Thierry Le Roy in Vertretung des 
Generalsekretärs des Interministeriellen 
Ausschusses für Fragen der europäischen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit, und 
die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Rolf Wägenbaur, schrift­
liche Erklärungen eingereicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, ohne Beweisauf­
nahme in die mündliche Verhandlung 
einzutreten. 

II — Schr i f t l i che E r k l ä r u n g e n 

Zum Sachverhalt und zur Rolle der deut­
schen Rechtsvorschriften 

a) Der Betroffene des Ausgangsverfah­
rens, Herr Sergius Oebel, bemerkt zu­
nächst, das Nachtarbeitsverbot gelte al­
lein für gewerbliche Backbetriebe. In den 
anderen Ländern der Gemeinschaft be­
stehe ein derartiges Verbot nicht. 
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Nach Auffassung von Herrn Oebel, der 
seinen Erklärungen ein von einem Ar­
beitsmediziner erstelltes ergonomisches 
Sachverständigengutachten beifügt, ist 
die fragliche Regelung entgegen der von 
dem deutschen Gesetzgeber vorgebrach­
ten Begründung aus folgenden Gründen 
nicht zum Schutze der Gesundheit der in 
der Backwarenindustrie beschäftigten 
Arbeitnehmer gerechtfertigt: 

Das Nachtbackverbot zwinge zu einer 
unphysiologischen Arbeitszeit. Die ge­
sundheitlichen Belange der Arbeitnehmer 
der Brotindustrie würden durch eine re­
guläre Nachtschicht besser gewahrt als 
durch dieses Verbot, das es erforderlich 
mache, zwischen 2 und 3 Uhr aufzuste­
hen, nachts den Weg zur Arbeitsstelle 
zurückzulegen und um 4 Uhr mit der 
Arbeit zu beginnen. Zudem gebe es keine 
arbeitsmedizinischen Gründe für stren­
gere Anforderungen hinsichtlich des 
Verbotes der Nachtarbeit bei den Be­
schäftigten in der Brotindustrie ge­
genüber den Arbeitnehmern anderer In­
dustriezweige. 

Hinsichtlich der tatsächlichen Auswir­
kungen der betreffenden Rechtsvor­
schriften führt Herr Oebel Beispiele und 
statistische Daten dafür an, daß das 
Nachtbackverbot die deutschen Backwa­
renhersteller gegenüber ihrer gesamten 
europäischen Konkurrenz behindere und 
benachteilige. 

Hinsichtlich der Frischbackwaren be­
wirkten die deutschen Rechtsvorschriften 
zum einen, daß die Ausfuhren in andere 
Länder der Gemeinschaft, insbesondere 
in die Grenzgebiete, eingeschränkt wür­
den. Herr Oebel hebt in diesem Zusam­
menhang hervor, daß der Einzelhändler 
angesichts des Wunsches des Verbrau­
chers, am Morgen frische Ware zu be­
kommen, dazu veranlaßt werde, Liefe­
rungen zwischen 6 und 7.30 Uhr zu ver­
langen und seine Lieferanten dement­
sprechend auszusuchen. Zum anderen 

seien die deutschen Bäckereibetriebe auf 
dem heimischen Markt infolge des 
Nachtbackverbotes einem Importdruck 
ausgesetzt, der dazu führe, daß viele 
Frischprodukte wie Baguettes, Croissants 
und frische Weißbrote nicht mehr kon­
kurrenzfähig hergestellt werden könnten 
und demzufolge auch nicht mehr herge­
stellt würden. 

Auch hinsichtlich der Dauerbackwaren 
führe das Nachtbackverbot zu Exportbe­
hinderungen. Denn nach der deutschen 
Regelung unterlägen Dauerbackwaren 
dem Nachtbackverbot nur dann nicht, 
wenn sie in Räumen hergestellt würden, 
in denen ausschließlich Dauerbackwaren 
produziert würden; die deutschen Brot­
fabriken stellten aber in aller Regel in 
denselben Räumen sowohl Frisch- als 
auch Dauerbackwaren her. Das habe zur 
Folge, daß die meisten deutschen Her­
steller im Verhältnis zu ihren ausländi­
schen Konkurrenten auch bei Dauer­
backwaren auf deren nationalen Märkten 
nicht oder nur bedingt wettbewerbsfähig 
seien. 

Diese Wettbewerbsverzerrung werde 
noch durch den Umstand verstärkt, daß 
das Nachtbackverbot die deutschen 
Backwarenhersteller an der Einführung 
eines Dreischichtbetriebes hindere und 
auf diese Weise die optimale oder auch 
nur betriebswirtschaftlich zweckmäßige 
Nutzung der Produktionsanlagen aus­
schließe. Folglich müsse der mengenmä­
ßige Warenausstoß der deutschen Erzeu­
ger notwendig hinter dem der ausländi­
schen Konkurrenz zurückbleiben, die 
ihre Anlagen durchweg im Dreischicht­
betrieb fahre, weshalb sie einen höheren 
Ertrags- und Nutzungswert und dadurch 
niedrigere Produktionskosten und Ver­
kaufspreise erreichen könne. 

Zur Untermauerung seiner These erin­
nert Herr Oebel an zwei Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
23. Januar 1968 und 25. Februar 1976, in 
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denen dieses zwar zu dem Ergebnis ge­
kommen sei, daß die fragliche Regelung 
unter den gegebenen Umständen mit 
dem Grundgesetz vereinbar sei, aber — 
in der jüngeren dieser Entscheidungen — 
auch eingeräumt haben, „daß es in 
grenznahen Gebieten wegen des Beste­
hens des Nachtbackverbotes . . . für 
einige Betriebe zu schwierigen Konkur­
renzsituationen kommen kann". 

b) Die Bundesregierung schildert zu­
nächst die Entstehungsgeschichte der 
umstrittenen Rechtsvorschriften und 
führt sodann aus, der Zweck dieser 
Rechtsvorschriften bestehe in erster Linie 
darin, die Beschäftigten in Bäckereien 
und Konditoreien vor ständiger, gesund­
heitsschädlicher Nachtarbeit zu schützen. 
Arbeitswissenschaftliche Gutachten ge­
langten zu dem Ergebnis, daß die Zeit 
zwischen 24 und 3 Uhr ( = Nachtsenke) 
für Arbeitsleistungen besonders ungün­
stig sei und daß Berufsarbeit in dieser 
Zeit belastender sei und stärkste Inan­
spruchnahme von Leistungsreserven er­
fordere. Auch Berufsarbeit in der Zeit 
von 20 bis 3 Uhr sei anstrengender und 
risikoreicher als Berufsarbeit, die erst um 
4 Uhr aufgenommen werde. Folglich sei 
das Nachtbackverbot als eine Vorbeu­
gungsmaßnahme vor gesundheitlichen 
Gefährdungen im Sinne einer richtig ver­
standenen Humanisierung der Arbeit an­
zusehen. 

Das Nachtbackverbot verfolge ferner das 
Ziel der Wettbewerbsneutralität und 
diene auch dem Mittelstandsschutz, da 
sonst viele Handwerksbetriebe durch die 
Konkurrenz der Brotfabriken in ihrer 
Existenz gefährdet würden, die ihre Pro­
duktionsanlagen ununterbrochen ausnut­
zen und damit erheblich kostengünstiger 
produzieren könnten als die einschichtig 
tätigen Handwerksbetriebe. Die Aufrecht­
erhaltung des Nachtbackverbotes auch in 
den Großbetrieben diene daher indirekt 

zum Schutz der Arbeitnehmer in den 
Kleinbetrieben. 

Ebenso wie Herr Oebel weist die Bun­
desregierung auf die beiden Entschei­
dungen des Bundesverfassungsgerichts 
vom 23. Januar 1968 und 25. Februar 
1976 hin. In diesen Entscheidungen habe 
das Bundesverfassungsgericht das Nacht­
backverbot zwar als einen erheblichen 
Eingriff in die Freiheit der beruflichen 
Betätigung und in die wirtschaftlichen 
Entfaltungsmöglichkeiten der Großbäk-
kereien und der Unternehmen der Brot-
und Backwarenindustrie bezeichnet; es 
sei jedoch vor allem aus sozialpolitischen 
Erwägungen zu dem Ergebnis gelangt, 
daß diese Regelung der Berufsausübung 
sich durch übergeordnete Gründe des 
Gemeinwohls rechtfertigen lasse. Das 
Bundesverfassungsgericht habe dem 
deutschen Gesetzgeber das Recht zuer­
kannt, das Verbot auch für diejenigen 
Betriebe aufrechtzuerhalten, bei denen 
der sozialpolitische Zweck durch weni­
ger einschneidende Mittel — etwa das 
Gebot des Schichtwechsels — erreicht 
werden könnte, da diese Betriebe an­
dernfalls gegenüber den kleinen und 
mittleren Bäckereien einen erheblichen 
Wettbewerbsvorsprung erhalten würden. 

Die Bundesregierung hebt weiterhin her­
vor, entgegen der Annahme des vorle­
genden Gerichts gebe es in allen anderen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft mit 
Ausnahme von Dänemark und den 
Niederlanden eine solche oder ähnliche 
Regelung wie die in Rede stehende. In­
ternational habe der Gedanke des Schut­
zes der in Backbetrieben Beschäftigten 
seinen Ausdruck in dem Übereinkommen 
Nr. 20 der Internationalen Arbeitsorga­
nisation in Genf über Nachtarbeit in 
Bäckereien gefunden. 

c) Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften trägt im wesentlichen 
vor, das fragliche deutsche Gesetz werde 
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zwar in dem betreffenden Berufszweig 
als „Kernstück des sozialen Schutzes" 
angesehen; es sei jedoch in der Bundes­
republik Deutschland sehr umstritten, 
wobei die Auffassungen der Brotindustrie 
und des Bäckereihandwerks einander ge­
genüberstünden. 

Zur Vereinbarkeit der deutschen Rechts­
vorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht 

1. Zur Auslegung von Artikel 7 EWG-
Vertrag 

a) Hen Oebel legt das Schwergewicht 
seiner Ausführungen auf die Auslegung 
der Artikel 30 und 34 EWG-Vertrag. 
Die Entscheidung über die Frage, ob Ar­
tikel 7 EWG-Vertrag so auszulegen ist, 
daß das Nachtbackverbot und das Nacht­
ausfahrverbot gegen diese Norm versto­
ßen, stellt er in das Ermessen des 
Gerichtshofes. 

b) Die Bundesregierung trägt vor, weder 
das Nachtbackverbot noch das Nacht­
ausfahrverbot stellten eine Diskriminie­
rung aus Gründen der Staatsangehörig­
keit im Sinne des Artikels 7 EWG-Ver­
trag dar. Zwar habe der Gerichtshof in 
einigen Fällen entschieden, daß auch 
solche Maßnahmen, die scheinbar neu­
tral seien und" für die eigenen Staatsan­
gehörigen wie für die anderer Mitglied­
staaten in gleicher Weise gälten, dann 
eine nach Artikel 7 EWG-Vertrag unzu­
lässige Diskriminierung sein könnten, 
wenn sie infolge verschiedener sachlicher 
Voraussetzungen zu unterschiedlichen 
Auswirkungen führten; dies gelte jedoch 
nur für die Diskriminierung der Angehö­
rigen anderer Mitgliedstaaten aufgrund 
ihrer Staatsangehörigkeit. Dagegen liege 
nach der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes keine Diskriminierung vor, wenn 
eine nationale Regelung die Angehörigen 
des betreffenden Mitgliedstaats ge­
genüber denen anderer Mitgliedstaaten 

benachteilige, sofern sie auf alle Staats­
angehörigen dieses Mitgliedstaats gleich­
mäßig angewendet werde und sowohl für 
im Inland abgesetzte als auch für ausge­
führte Erzeugnisse gelte. 

Die Bundesregierung schlägt daher vor, 
die erste Frage des vorlegenden Gerichts 
wie folgt zu beantworten : 

„Es liegt kein Verstoß gegen das Diskri­
minierungsverbot des Artikels 7 EWG-
Vertrag vor, wenn ein Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft durch eine gesetzliche Be­
stimmung eine Situation schafft, die die 
eigenen Staatsangehörigen im Wettbe­
werb mit vergleichbaren Staatsangehöri­
gen der übrigen Mitgliedstaaten in erheb­
lichem Maß beeinträchtigt." 

c) Nach Auffassung der französischen 
Regierung ist Artikel 7 des Vertrages in 
dem bei dem vorlegenden Gericht an­
hängigen Rechtsstreit nicht einschlägig. 
Durch diese Bestimmung werde die In­
länderbehandlung für alle Angehörigen 
der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
eingeführt, die die Freizügigkeit oder die 
Niederlassungsfreiheit in Anspruch neh­
men könnten. Dieser Grundsatz der 
Nichtdiskriminierung entfalte seine Wir­
kung jedoch nur innerhalb des Hoheits­
gebiets jedes einzelnen Mitgliedstaats. Er 
besage nicht, daß ein in der Bundesrepu­
blik Deutschland niedergelassener deut­
scher oder französischer Betrieb den 
Vorwurf der Diskriminierung erheben 
könne, weil die deutschen Rechtsvor­
schriften sich auf ihn schärfer auswirkten 
und für die Arbeitnehmer eine größere 
Schutzwirkung entfalteten als die für den 
betreffenden Bereich geltenden Rechts­
vorschriften anderer Mitgliedstaaten. Je­
denfalls sei nicht sicher, daß der Grund­
satz der Nichtdiskriminierung von den 
Inländern selbst geltend gemacht werden 
könne; der Gerichtshof habe diese Frage 
wohl bisher nicht entschieden. 
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Die Fälle einer Verzerrung der Wett­
bewerbsbedingungen, die auf festgestellte 
Unterschiede in den nationalen Rechts­
vorschriften zurückgingen, ließen sich 
außerdem nicht durch eine einfache un­
mittelbare Anwendung von Artikel 7 ent­
scheiden, sondern seien mit Hilfe der 
hierzu in Artikel 101 vorgesehenen Har­
monisierungsverfahren zu regeln. 

Darüber hinaus habe diese Harmonisie­
rung auf dem Gebiet der Sozialpolitik, 
einschließlich der Regelung der Arbeits­
zeit, nach besonderen Grundsätzen und 
Vorschriften zu erfolgen. So beziehe sich 
die Präambel des Vertrages auf „die ste­
tige Besserung der Lebens- und Beschäf­
tigungsbedingungen" der Völker der 
Mitgliedstaaten (dritte Begründungser­
wägung), und nach Artikel 117 seien 
„die Mitgliedstaaten . . . sich über die 
Notwendigkeit einig, auf eine Verbesse­
rung der Lebens- und Arbeitsbedingun­
gen der Arbeitskräfte hinzuwirken und 
dadurch auf dem Wege des Fortschritts 
ihre Angleichung zu ermöglichen". Arti­
kel 118 zähle die Regelung der Arbeits­
bedingungen ausdrücklich zu den Gebie­
ten, auf denen eine Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern 
sei (s. die Entschließung des Rates vom 
18. Dezember 1979 über die Anpassung 
der Arbeitszeit). Nach Auffassung der 
französischen Regierung verstoßen die 
betreffenden deutschen Rechtsvorschrif­
ten keineswegs gegen die Grundsätze 
und Vorschriften des Vertrages, sondern 
tragen im Gegenteil gerade zur Verwirk­
lichung der Ziele des Vertrages bei. 

d) Nach Meinung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften verstößt die 
fragliche deutsche Regelung nicht gegen 
das Diskriminierungsverbot des Artikels 
7 EWG-Vertrag. Sie sei sachbezogen 
und knüpfe insbesondere nicht an die 
Staatsangehörigkeit der betreffenden Be­
rufskreise an. Es stehe den Mitgliedstaa­

ten mangels gemeinschaftsrechtlicher 
Vorschriften auf diesem Gebiet frei, na­
tionales Recht zu erlassen, unter dem 
Vorbehalt, daß dieses nicht gegen zwin­
gendes Vertragsrecht verstoßen dürfe. Es 
bedeute somit keinen Verstoß gegen das 
Diskriminierungsverbot, wenn ein Mit­
gliedstaat von dem ihm zustehenden 
Recht Gebrauch mache, einen Lebens­
sachverhalt einer objektiven Regelung zu 
unterwerfen. Eine staatliche Regelung 
verstoße auch nicht deswegen gegen das 
Diskriminierungsverbot, weil sie inhalt­
lich anders gestaltet sei als die in anderen 
Mitgliedstaaten geltende Regelung, selbst 
wenn sich daraus gewisse Wettbewerbs­
verzerrungen ergeben sollten. Wenn 
hieraus Schwierigkeiten erwüchsen, wäre 
vielmehr zu erwägen, ob eine Harmoni­
sierung angestrebt werden solle. Nach 
der Rechtsprechung des Gerichtshofes, 
insbesondere nach seinem Urteil vom 30. 
November 1978 (Rechtssache 31/78, 
Bussone/Italienisches Landwirtschaftsmi­
nisterium, Slg. 1978, 2429), beziehe sich 
Artikel 7 EWG-Vertrag nicht auf „eine 
einzelstaatliche Regelung, die nicht nach. 
Maßgabe der Staatsangehörigkeit der 
Wirtschaftsteilnehmer Anwendung fin­
det, sondern nur den Ort berücksichtigt, 
an dem die Wirtschaftstätigkeit ausgeübt 
wird". 

Die Kommission schlägt deshalb vor, auf 
die erste Frage zu antworten, daß Artikel 
7 EWG-Vertrag dahin auszulegen ist, 
daß es keinen Verstoß gegen diese Vor­
schrift bedeutet, wenn ein Mitgliedstaat 
auf seinem Hoheitsgebiet eine allgemein 
verbindliche Arbeitszeitregelung für die 
Herstellung und den Vertrieb von Bak­
ker- und Konditorwaren erläßt. 

2. Zur Auslegung der Artikel 30 und 34 
EWG-Vertrag 

a) Herr Oebel ist der Auffassung, so­
wohl das Nachtbackverbot als auch das 
Nachtausfahrverbot — letzteres zumin-
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dest insoweit, als es dahin ausgelegt 
werde, daß die Backwaren nicht vor 5.45 
Uhr an die Verbraucher oder Verkaufs­
stellen ausgefahren werden dürften — 
stellten Maßnahmen gleicher Wirkung 
wie eine nach Artikel 34 EWG-Vertrag 
verbotene mengenmäßige Beschränkung 
dar, da sie die in der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes hierfür aufgestellte dop­
pelte Voraussetzung erfüllten, nämlich 
staatliche Maßnahmen darstellten und 
geeignet seien, den Handel zu behin­
dern. 

Die deutschen Backwarenhersteller 
könnten einzig und allein wegen dieser 
hoheitlichen Regelung auf der Ebene der 
Produktionsstufe nicht oder nur zu 
einem sehr geringen Teil ihre Produkte 
exportieren. Die vom Gerichtshof gege­
bene Definition der Maßnahme gleicher 
Wirkung erfasse alle staatlichen Maß­
nahmen, die eine handelsbeeinträchti­
gende Wirkung hätten. Sie erfasse also 
auch eine Regelung auf der Produktions­
stufe. Dies sei auch ausdrücklich im Ur­
teil vom 30. Oktober 1974 (Rechtssache 
190/73, Strafverfahren gegen van Haa-
ster, Slg. 1974, 1123) festgestellt worden, 
in dem der Gerichtshof ausgeführt habe, 
daß eine die Produktion beschränkende 
nationalstaatliche Maßnahme „zumin­
dest potentiell" den Handelsverkehr be­
einträchtige und folglich als Maßnahme 
gleicher Wirkung zu werten sei. 

Das Urteil des Gerichtshofes vom 8. No­
vember 1979 (Rechtssache 15/79, 
Groenveld/Produktschap voor Vee en 
Vlees, Slg. 1979, 3409) stehe dieser Qua­
lifizierung nicht entgegen, da es nur den 
seltenen Ausnahmefall eines umfassenden 
Produktionsverbotes betreffe, der sich 
von dem vorliegenden Fall unterscheide. 
Hier handele es sich nämlich nicht um 
das generelle Verbot der Herstellung 
eines bestimmten Produktes, sondern es 
werde der Export eines Erzeugnisses, das 
im allgemeinen auf dem nationalen 

Markt erhältlich sei, faktisch unterbun­
den. 
Weder das Nachtbackverbot noch das 
Nachtausfahrverbot ließen sich durch Ar­
tikel 36 EWG-Vertrag rechtfertigen, da 
dieser eine — eng auszulegende — Aus­
nahmevorschrift sei, die nur unter ganz 
bestimmten Voraussetzungen Abwei­
chungen von den fundamentalen Nor­
men der Artikel 30 und 34 EWG-Ver­
trag erlaube. Nach der ständigen Rechts­
prechung des Gerichtshofes seien die Be­
schränkungen als Ausnahmen von dem 
grundlegenden Prinzip des freien Wa­
renverkehrs allerdings mit dem Vertrag 
nur insoweit vereinbar, als sie gerechtfer­
tigt, das heißt nötig seien, um insbeson­
dere den Schutz der Gesundheit und des 
Lebens von Menschen zu sichern. Der 
Ausnahmetatbestand des Artikels 36 
EWG-Vertrag greife jedoch nicht ein, 
wenn die Gesundheit von Menschen ge­
nauso wirksam durch Maßnahmen ge­
schützt werden könne, die den innerge­
meinschaftlichen Handel weniger be­
schränkten. 

Auch könnten nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes wirtschaftspolitische 
Zwecke eine Einschränkung des zwi­
schenstaatlichen Handels nicht rechtfer­
tigen. 
Schließlich bestehe nach der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes eine Vermutung 
dafür, daß eine Maßnahme nicht zum 
Schutze der in Artikel 36 genannten 
Rechtsgüter erforderlich sei, wenn es, 
wie im vorliegenden Fall, eine vergleich­
bare Regelung in den anderen Mitglied­
staaten nicht gebe. Dies lasse sich den 
grundsätzlichen Ausführungen des Ge­
richtshofes in den Urteilen „Cassis de 
Dijon" und „Fleischzubereitungen" 
(Rechtssache 120/78, Slg. 1979, 649, 
und Rechtssache 153/78, Slg. 1979, 
2555) entnehmen. 

Nach diesen Grundsätzen lasse sich das 
fragliche Nachtbackverbot nicht gemäß 
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Artikel 36 EWG-Vertrag rechtfertigen. 
Aus dem zu den Akten eingereichten ar­
beitswissenschaftlichen Gutachten ergebe 
sich, daß dieses Verbot nicht dem Schutz 
der Gesundheit der im Backgewerbe täti­
gen Arbeitnehmer diene. Die Arbeit im 
Backgewerbe falle in die Rubrik „leichte 
bis mittelschwere Arbeit", so daß aus 
arbeitsmedizinischer/ergonomischer Be­
trachtung keine Sonderregelung für die 
Arbeitnehmer in diesem Bereich gerecht­
fertigt sei. Ein wirksamer Schutz der Ge­
sundheit der Arbeitnehmer lasse sich 
demgegenüber nur über eine geregelte 
Nachtarbeit in Wechselschicht erreichen. 

Selbst wenn sich die umstrittene Rege­
lung als geeignetes und erforderliches 
Mittel zum Schutze der gesundheitlichen 
Belange von Arbeitnehmern in kleinen 
Bäckereien qualifizieren ließe, sei damit 
aber jedenfalls nicht gerechtfertigt, pau­
schal alle Arbeitnehmer zu erfassen, ein­
schließlich derjenigen in solchen Betrie­
ben, die in Schichtarbeit arbeiten könn­
ten. Eine solche Ausweitung verstoße ge­
gen die vom Gerichtshof in ständiger 
Rechtsprechung anerkannten Grundsätze 
der Erforderlichkeit und der Verhältnis­
mäßigkeit. Sie verstoße auch gegen den 
allgemeinen Gleichheitsgrundsatz, ein 
Grundprinzip des Gemeinschaftsrechts, 
denn die abstrakte und formale Gleich­
behandlung aller Backbetriebe enthalte 
eine materielle Diskriminierung der Be­
triebe mit potentieller Schichtarbeit und 
bewirke damit eine Verzerrung der 
Wettbewerbsfähigkeit der industriellen 
Backbetriebe. 

b) Die Bundesregierung ist der Auffas­
sung, weder das Nachtbackverbot noch 
das Nachtausfahrverbot stellten ein Ein­
fuhrhindernis im Sinne von Artikel 30 
EWG-Vertrag dar. 

Das Nachtbackverbot behindere nicht 
die Einfuhr, denn es gelte nur für Bäcke­
reien im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Hinsichtlich des Ausfahrverbotes unter­
scheidet die Bundesregierung zwischen 
länger haltbaren Backwaren und Früh­
stücksgebäck. Für länger haltbare Back­
waren bestehe kein Einfuhrhindernis, da 
sie nicht schon in derselben Nacht ausge­
fahren werden müßten. Bezüglich des 
Frühstücksgebäcks sei der Bäcker in den 
Mitgliedstaaten, in denen keine oder we­
niger strenge Vorschriften über das Aus­
fahrverbot gälten, durch das deutsche 
Recht nicht schlechter gestellt als die 
deutschen Bäcker, denn die deutschen 
Rechtsvorschriften gestatteten es ihm, 
seine Backwaren in der Bundesrepublik 
Deutschland ebenso wie die deutschen 
Bäcker ab 5.45 Uhr an Verbraucher oder 
Verkaufsstellen abzugeben, auszutragen 
oder auszufahren. 

Nach Auffassung der Bundesregierung 
bildet das Nachtback- und -ausfahrver-
bot auch kein Ausfuhrhindernis im Sinne 
von Artikel 34 EWG-Vertrag. 

Soweit es sich um die Regelung auf der 
Ebene der Produktion handele, könnten 
die deutschen Backbetriebe die für die 
Ausfuhr bestimmten Backwaren in aus­
reichendem Umfang und ausreichender 
Qualität in den Produktionszeiten her­
stellen. Denn bei länger haltbaren Back­
waren seien sie nicht auf die Nachtstun­
den unmittelbar vor dem Tag des Ver­
kaufs angewiesen, sondern könnten sie 
auch außerhalb der unter das Nacht­
backverbot fallenden Zeiten herstellen. 
Somit wirke sich das Nachtbackverbot 
allenfalls auf die Kosten aus, soweit die 
Konkurrenzbetriebe in den anderen Mit­
gliedstaaten im Gegensatz zu den Back­
betrieben in der Bundesrepublik Deutsch­
land ihre modernen kapitalintensiven An­
lagen 24 Stunden pro Tag ohne Unter­
brechung ausnutzen könnten. Hinsicht­
lich des Frühstücksgebäcks, das, da es 
rasch altbacken werde und folglich keine 
lange Lagerzeit vertrage, relativ kurze 
Zeit vor dem Verzehr hergestellt werden 
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müsse, bemerkt die Bundesregierung, der 
für den Beginn der Produktion und für 
den Beginn der Vorarbeiten festgesetzte 
Zeitpunkt (4 beziehungsweise 3 Uhr) er­
mögliche es den betroffenen Betrieben, 
rechtzeitig frische Ware in ausreichen­
dem Umfang herzustellen. 

Was das Ausfahrverbot angehe, so stelle 
es kein Ausfuhrhindernis im Sinne von 
Artikel 34 dar, da länger haltbare Back­
waren sowieso nicht „ofenfrisch" ausge­
liefert würden und außerdem das Früh­
stücksgebäck, das der Verbraucher 
„ofenfrisch" auf dem Tisch haben 
möchte, deshalb sowieso nur innerhalb 
einer Nahverkehrszone geliefert werden 
könne. Selbst wenn man jedoch unter­
stelle, daß die deutschen Bäckereien 
durch das Nachtausfahrverbot in den 
Grenzzonen der benachbarten Mitglied­
staaten nicht mit den dortigen Bäcke­
reien konkurrieren könnten, falle dies 
doch nicht unter das Verbot des Artikels 
34, der sich nach dem Urteil des Ge­
richtshofes vom 8. November 1979 
(Rechtssache 15/79, Groenveld/Produkt-
schap voor Vee en Vlees, Sig. 1979 
3409) nur auf „nationale Maßnahmen 
[bezieht], die spezifische Beschränkun­
gen der Ausfuhrströme bezwecken oder 
bewirken und damit zum [Nachteil der 
Produktion und des Handels anderer 
Mitgliedstaaten] unterschiedliche Bedin­
gungen für den Binnenhandel innerhalb 
eines Mitgliedstaats und seinen Außen­
handel schaffen". Daraus folge, daß Ar­
tikel 34 sich nicht gegen Ausfuhrbe­
schränkungen wende, die allein die In­
länder benachteiligten. 

Die Bundesregierung fügt hinzu, die um­
strittene Regelung sei auf jeden Fall 
durch überwiegende Gründe der Gesund-
heits- und Sozialpolitik gerechtfertigt, da 
sie geeignet sei, dem Schutz der Gesund­
heit derjenigen Bäcker zu dienen, die in 
handwerklich betriebenen Bäckereien ar­
beiteten. Sie sei erforderlich und verhält­

nismäßig, um den gewünschten Zweck 
zu erreichen, auch soweit sie auf Back­
warenfabriken anwendbar sei, denn an­
dernfalls erhielten diese einen erhebli­
chen Wettbewerbsvorsprung gegenüber 
den Handwerksbäckereien. Unter diesen 
Umständen wäre die Einhaltung des 
Nachtbackverbotes auch in den Hand­
werksbetrieben nicht mehr gewährleistet, 
weil zunehmender Konkurrenzdruck die 
Handwerksbetriebe zu mehr Nachtarbeit 
zwänge. 

Schließlich sei zu berücksichtigen, daß 
das Nachtback- und Ausfahrverbot allen­
falls eine begrenzte Zahl von Bäckereien 
im Wettbewerb mit den Bäckereien in 
der Grenzzone der benachbarten Mit­
gliedstaaten benachteilige, während seine 
Aufhebung die rund 200 000 Beschäftig­
ten von insgesamt etwa 30 000 Hand­
werksbetrieben des Backgewerbes in der 
Bundesrepublik Deutschland eines Schut­
zes berauben würde. 

Die Bundesregierung schlägt demnach 
vor, die zweite Vorabentscheidungsfrage 
wie folgt zu beantworten : 

„Die von § 5 des Gesetzes über die Ar­
beitszeit in Bäckereien im Rahmen des 
Exports und Imports frischer Backwaren 
hervorgerufenen Auswirkungen sind 
nicht als Maßnahmen anzusehen, die 
einer mengenmäßigen Einfuhrbeschrän­
kung oder mengenmäßigen Ausfuhrbe­
schränkung im Sinne der Artikel 30 und 
34 EWG-Vertrag gleichzusetzen sind." 

c) Nach Auffassung der französischen 
Regierung ist Artikel 30 eindeutig nicht 
einschlägig, da die betreffenden Vor­
schriften bei Zugrundelegung der von 
den betroffenen deutschen Unternehmen 
angenommenen Umstände bewirken 
würden, daß die Einfuhren besonders in 
den Grenzgebieten begünstigt und nicht 
beschränkt würden. 

Auch Artikel 34 lasse sich nicht heran­
ziehen, weil schon der Begriff der 
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Maßnahme gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Beschränkung keines­
wegs Rechtsvorschriften über die Her-
stellungs- und Arbeitsbedingungen um­
fassen könne, da es sich dabei nicht um 
eine Maßnahme handele, sondern um 
eine Situation, die sich daraus ergebe, 
daß die einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten voneinander abwichen und diese 
Abweichung sich zudem nur in äußerst 
unbestimmter und mittelbarer Weise auf 
den innergemeinschaftlichen Handel aus­
wirke. Derartige Situationen fielen unter 
die Harmonisierung der Rechtsvorschrif­
ten nach den Bedingungen, die in den 
Vertragskapiteln über die Sozialpolitik 
vorgesehen seien. Die Vorschriften über 
den freien Warenverkehr dürften nicht 
zu einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Gefährdung der Verwirklichung der so­
zialen Ziele des Vertrages führen; zu 
einer solchen Gefährdung aber käme es, 
wenn eine dem Schutz der Arbeitnehmer 
dienende arbeitsrechtliche Regelung un­
ter Berufung auf die in den Artikeln 30 
ff. des Vertrages enthaltenen Vorschrif­
ten für unanwendbar erklärt werden 
könnte. 

d) Die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften ist ebenfalls der Ansicht, 
daß eine Regelung wie die des deutschen 
Gesetzes nicht gegen die Artikel 30 und 
34 EWG-Vertrag verstoße. 

Zu Artikel 30 bemerkt die Kommission, 
durch das Nachtbackverbot als solches 
werde die Einfuhr nicht gehemmt, son­
dern allenfalls gefördert. 

Zu erwägen sei jedoch, ob die fragliche 
Regelung im Hinblick auf den Vertrieb 
gleiche Wirkungen wie eine mengenmä­
ßige Einfuhrbeschränkung haben könne. 
Dadurch, daß in der Nachtzeit zwischen 
22 und 5.45 Uhr Bäcker- und Konditor­
waren nicht ausgefahren werden dürften, 
erleide nicht nur der Absatz der einhei­
mischen Produktion, sondern auch die 

Einfuhr aus den anderen EWG-Mitglied­
staaten eine Erschwernis: Das Verbot, 
vor 5.45 die Grenze zu überschreiten, 
führe möglicherweise dazu, den Aktions­
radius ausländischer Bäckereibetriebe in 
der Bundesrepublik Deutschland zu be­
grenzen. Allerdings sei dabei zu beden­
ken, daß letzten Endes jede Arbeitszeit­
regelung zu einer Einschränkung wirt­
schaftlicher Betätigung führe oder zu 
führen geeignet sei. Wie die Kommission 
jedoch in ihrer Richtlinie 70/50 vom 
22. Dezember 1969 (ABl. L 13, 1970, 
S. 29) ausgeführt habe, könnten Maß­
nahmen, die unterschiedslos auf inländi­
sche und eingeführte Waren anwendbar 
seien, nur dann als Maßnahmen gleicher 
Wirkung angesehen werden, wenn sie 
„einschränkende Wirkungen auf den 
freien Warenverkehr ausüben, welche 
den Rahmen der Eigenwirkungen solcher 
Regelungen überschreiten" (9. Begrün­
dungserwägung). Im vorliegenden Fall 
überschreite die Arbeitszeitregelung im 
Hinblick auf den Vertrieb bestimmter 
Erzeugnisse, die unterschiedslos für in­
ländische und eingeführte Waren gelte, 
nicht die „Eigenwirkungen" einer sol­
chen Regelung. 

Zur Auslegung von Artikel 34 bemerkt 
die Kommission, die Arbeitszeitregelung 
des deutschen Gesetzes habe Auswirkun­
gen, die auf eine Produktionsregelung 
hinausliefen, da Backwaren, die mög­
lichst ofenfrisch ihren Käufer finden 
müßten, nur dann am frühen Morgen 
verkauft werden könnten, wenn sie in 
den Nachtstunden davor hergestellt wer­
den könnten. Die Kommission gelangt 
jedoch aufgrund des vorerwähnten Ur­
teils vom 8. November 1979 zu dem Er­
gebnis, daß das betreffende Gesetz nicht 
als gegen Artikel 34 verstoßend anzuse­
hen sei, denn es habe objektiven Charak­
ter und bezwecke und bewirke keine 
spezifische Beschränkung der Ausfuhr­
ströme und schaffe keine unterschiedli-
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chen Bedingungen für den Binnenhandel 
eines Mitgliedstaats und seinen Außen­
handel. 
Nach Auffassung der Kommission er­
übrigt sich aufgrund des Ergebnisses der 
Auslegung der Artikel 30 und 34 ein Ein­
gehen auf mögliche rechtfertigende Ge­
sichtspunkte nach Artikel 36 EWG-Ver­
trag. Sie behält sich jedoch die Möglich­
keit vor, dies in einem späteren Verfah­
rensabschnitt aufgrund der von der Bun­
desregierung zur Rechtfertigung des in 
Frage stehenden Gesetzes gegebenen Er­
klärungen zu tun. 

Im Ergebnis schlägt die Kommission dem 
Gerichtshof vor, die zweite Frage des 
vorlegenden Gerichts in gleicher Weise 
zu beantworten wie die erste Frage: 
„Die Artikel . . . 30 und 34 EWG-Ver­
trag sind dahin auszulegen, daß es kei­
nen Verstoß gegen diese Vorschriften 
bedeutet, wenn ein Mitgliedstaat in sei­

nem Hoheitsgebiet eine allgemein ver­
bindliche Arbeitszeitregelung für die 
Herstellung und den Vertrieb von Bak­
ker- und Konditorwaren erläßt." 

III — Mündliche Verhandlung 

Herr Oebel, der Betroffene des Aus­
gangsverfahrens, vertreten durch die 
Rechtsanwälte Rainer Bechthold und 
Christoph Moench, Stuttgart, die Bun­
desregierung, vertreten durch Rechtsan­
walt Arved Deringer, Köln, und die 
Kommission, vertreten durch ihren 
Rechtsberater Rolf Wägenbaur, haben in 
der Sitzung vom 18. März 1981 münd­
liche Ausführungen gemacht und Fragen 
des Gerichtshofes beantwortet. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 27. Mai 1981 
vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Das Amtsgericht Wiesbaden hat mit Beschluß vom 22. April 1980, beim Ge­
richtshof eingegangen am 2. Juli 1980, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag 
zwei Fragen nach der Auslegung der Artikel 7, 30 und 34 EWG-Vertrag zur 
Vorabentscheidung vorgelegt, um die Vereinbarkeit einer innerstaatlichen 
Regelung über die Nachtarbeit in Bäckereien und Konditoreien mit dem Ge­
meinschaftsrecht beurteilen zu können. 

2 Diese Fragen sind im Rahmen eines Verfahrens wegen Verstoßes gegen § 5 
des deutschen Gesetzes über die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien 
in der Fassung vom 23. Juli 1969 aufgeworfen worden. 

3 § 5 Absatz 1 dieses Gesetzes bestimmt im wesentlichen, daß, von einigen 
Ausnahmen abgesehen, an Werktagen in der Nachtzeit von 22 bis 4 Uhr 
die Herstellung von Bäcker- oder Konditorwaren verboten ist. Nach § 5 
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Absatz 5 dürfen in der Nachtzeit von 22 bis 5.45 Uhr keine Bäcker- oder 
Konditorwaren an Verbraucher oder Verkaufsstellen abgegeben, ausgetragen 
oder ausgefahren werden. Nach den Angaben der Bundesregierung betrifft 
dieses Verbot nicht die Abgabe, das Austragen und Ausfahren an Großhänd­
ler, Zwischenhändler wie zum Beispiel Brothändler, Vertriebsgesellschaften 
für Backwaren oder betriebseigene Zwischenlager. 

4 Nach den Erklärungen der Verfahrensbeteiligten, insbesondere der Bundes­
regierung, besteht der Zweck der umstrittenen Rechtsvorschriften in erster 
Linie darin, die Beschäftigten der kleinen und mittleren Bäckerei- und Kon­
ditoreibetriebe, die nicht über genügend Personal für Schichtarbeit verfügen, 
vor ständiger, gesundheitsschädlicher Nachtarbeit zu schützen. Die Ausdeh­
nung des Verbotes auf die Großbetriebe des Sektors, die in der Lage seien, 
im Schichtdienst zu arbeiten, bezwecke den Schutz der Handwerksbetriebe 
gegen die Konkurrenz der Industrie. 

5 Das Amtsgericht Wiesbaden war der Auffassung, daß diese Rechtsvorschrif­
ten gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßen könnten, da sie die rechtzeitige 
Auslieferung frischer Bäcker- oder Konditorwaren in die an die Bundesrepu­
blik Deutschland angrenzenden Mitgliedstaaten ausschlössen und somit eine 
Verzerrung des Wettbewerbs in der Gemeinschaft bewirkten; das Gericht hat 
deshalb folgende Fragen vorgelegt: 

„1. Ist Artikel 7 EWG-Vertrag auch dahin auszulegen, daß ein Verstoß ge­
gen das Diskriminierungsverbot vorliegt, wenn ein Mitgliedstaat der Ge­
meinschaft durch eine gesetzliche Bestimmung eine Situation schafft, die 
die Konkurrenzfähigkeit der eigenen Staatsangehörigen mit vergleichba­
ren Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaaten in erheblichem Maße 
beeinträchtigt? 

2. Sind Artikel 30 und 34 EWG-Vertrag dahin auszulegen, daß die von § 5 
des Gesetzes über die Arbeitszeit in Bäckereien im Rahmen des Exports 
und Imports frischer Backwaren hervorgerufenen Auswirkungen als 
Maßnahmen anzusehen sind, die einer mengenmäßigen Einfuhrbe­
schränkung oder mengenmäßigen Ausfuhrbeschränkung gleichzusetzen 
sind?" 
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Zur ersten Frage 

6 Aus den Gründen des Vorlagebeschlusses ergibt sich, daß die erste Frage 
dahin geht, ob die Regelung eines Mitgliedstaats, die in bestimmten, an an­
dere Mitgliedstaaten, in denen keine vergleichbare Regelung besteht, angren­
zenden Gebieten zu Wettbewerbsverzerrungen zum Nachteil der in dem 
erstgenannten Staat ansässigen Wirtschaftsteilnehmer führt, als diskriminie­
rend im Sinne von Artikel 7 des Vertrages anzusehen ist. 

7 Wie der Gerichtshof wiederholt, zuletzt in seinem Urteil vom 30. November 
1978 in der Rechtssache 31/78 (Bussone, Slg. 1978, 2429, 2445 f.) festgestellt 
hat, wird der in Artikel 7 aufgestellte Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
nicht durch eine Regelung verletzt, die nicht nach Maßgabe der Staatsan­
gehörigkeit der Wirtschaftsteilnehmer, sondern nach dem Ort ihrer Nieder­
lassung Anwendung findet. 

8 Daraus folgt, daß eine innerstaatliche Regelung, die ihre Adressaten weder 
unmittelbar noch mittelbar nach der Staatsangehörigkeit unterscheidet, nicht 
gegen Artikel 7 verstößt, auch wenn sie die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt­
schaftsteilnehmer, für die sie gilt, beeinträchtigt. 

9 Wie der Gerichtshof außerdem in seinem Urteil vom 3. Juli 1979 in den ver­
bundenen Rechtssachen 185 bis 204/78 (van Dam, Slg. 1979, 2345, 2361) 
ausgeführt hat, kann die Anwendung innerstaatlicher Rechtsvorschriften 
nicht allein deshalb als Verstoß gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminie­
rung angesehen werden, weil angeblich andere Mitgliedstaaten weniger 
strenge Vorschriften anwenden. 

10 Auf die erste Frage ist somit zu antworten, daß Artikel 7 EWG-Vertrag da­
hin auszulegen ist, daß er nur Diskriminierungen aus Gründen der Staatsan­
gehörigkeit der Wirtschaftsteilnehmer verbietet. Artikel 7 ist also nicht ver­
letzt, auch wenn ein Mitgliedstaat durch eine gesetzliche Bestimmung, die 
weder unmittelbar noch mittelbar nach der Staatsangehörigkeit unterschei­
det, eine Situation schafft, die die Wettbewerbsfähigkeit der in seinem Ho­
heitsgebiet ansässigen Wirtschaftsteilnehmer gegenüber den Wirtschaftsteil­
nehmern anderer Mitgliedstaaten beeinträchtigt. 
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Zur zweiten Frage 

11 Mit der zweiten Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob die Auswir­
kungen, die durch innerstaatliche Rechtsvorschriften über die Arbeitszeit in 
Bäckereien und Konditoreien wie das in Rede stehende deutsche Gesetz im 
Rahmen der Ausfuhr und Einfuhr frischer Backwaren hervorgerufen werden, 
als Maßnahmen gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Einfuhr- oder 
Ausfuhrbeschränkung im Sinne der Artikel 30 und 34 des Vertrages 
anzusehen sind. 

Z u r B e s c h r ä n k u n g der H e r s t e l l u n g 

12 Es läßt sich nicht bestreiten, daß das für Bäckereien und Konditoreien gel­
tende Herstellungsverbot vor 4 Uhr morgens als solches eine berechtigte 
wirtschafts- und sozialpolitische Entscheidung darstellt, die den im allgemei­
nen Interesse liegenden Zielen des Vertrages entspricht. Dieses Verbot be­
zweckt nämlich eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen in einem bekann­
termaßen empfindlichen Sektor, der hinsichtlich des Produktionsprozesses 
durch Besonderheiten sowohl in bezug auf die Qualität der Erzeugnisse als 
auch auf die Gewohnheiten der Verbraucher gekennzeichnet ist. 

1 3 Dies erklärt, daß mehrere Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sowie eine 
Reihe von Drittländern die Herstellung während der Nachtzeit in diesem 
Sektor vergleichbaren Regelungen unterworfen haben. Insoweit ist insbeson­
dere das Übereinkommen Nr. 20 der Internationalen Arbeitsorganisation 
vom 8. Juni 1925 über Nachtarbeit in Bäckereien zu erwähnen, das vorbe­
haltlich bestimmter Ausnahmen die Herstellung von Brot- und Backwaren in 
der Nachtzeit verbietet. 

1 4 Der Betroffene des Ausgangsverfahrens hat vorgetragen, das Verbot der 
Herstellung von Bäcker- oder Konditorwaren vor 4 Uhr morgens stelle ein 
durch Artikel 34 des Vertrages verbotenes Ausfuhrhindernis dar. Dies gelte 
insbesondere für Erzeugnisse, die rechtzeitig zum Frühstück frisch geliefert 
und daher in der Nacht unmittelbar vor dem Verkaufstag hergestellt werden 
müßten. 
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15 Wie der Gerichtshof jedoch bereits in seinem Urteil vom 8. November 1979 
in der Rechtssache 15/79 (Groenveld, Slg. 1979, 3409, 3415) festgestellt hat, 
bezieht sich Artikel 34 auf nationale Maßnahmen, die spezifische Beschrän­
kungen der Ausfuhrströme bezwecken oder bewirken und damit unterschied­
liche Bedingungen für den Binnenhandel innerhalb eines Mitgliedstaats und 
seinen Außenhandel schaffen, so daß die nationale Produktion oder der Bin­
nenmarkt des betroffenen Staates einen besonderen Vorteil erlangt. 

16 Dies trifft offensichtlich auf eine Regelung wie die hier in Rede stehende 
nicht zu, die in den Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik fällt und nach 
objektiven Kriterien auf sämtliche im Inland ansässigen Unternehmen eines 
bestimmten Sektors Anwendung findet, ohne irgendeine unterschiedliche Be­
handlung aus Gründen der Staatsangehörigkeit der Wirtschaftsteilnehmer 
vorzunehmen und ohne zwischen dem Binnen- und dem Außenhandel des 
betroffenen Staates zu unterscheiden. 

Z u r B e s c h r ä n k u n g der A b g a b e , des A u s t r a g e n s und Aus fah rens 

17 Der Betroffene des Ausgangsverfahrens wendet sich ferner gegen das Verbot, 
vor 5.45 Uhr morgens Bäcker- oder Konditorwaren an Verbraucher oder 
Verkaufsstellen abzugeben, auszutragen oder auszufahren, das mit der vor 
dem vorlegenden Gericht umstrittenen Nachtbackregelung zusammenhängt. 
Er macht geltend, dieses Verbot enthalte Maßnahmen gleicher Wirkung wie 
Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkungen, da es zum einen die Hersteller ande­
rer Mitgliedstaaten an der rechtzeitigen Lieferung von Backwaren an die 
Verbraucher oder Verkaufsstellen in der Bundesrepublik Deutschland und 
zum anderen die Hersteller der Bundesrepublik Deutschland an der rechtzei­
tigen Lieferung in die anderen Mitgliedstaaten hindere. 

18 Nach Angaben der Bundesregierung dient das Verbot der Abgabe, des Aus­
tragens und Ausfahrens vor 5.45 Uhr nur dem Zweck, die Einhaltung des 
Nachtbackverbotes zu gewährleisten, die sonst von den zuständigen Behör­
den nicht wirksam überwacht werden könne. Es sei unerläßlich gewesen, das 
Ausfuhrverbot auch auf die Erzeugnisse aus anderen Mitgliedstaaten zu er­
strecken, da die Hersteller in der Bundesrepublik Deutschland sonst ge­
genüber der ausländischen Konkurrenz benachteiligt würden, was gegen den 
Gleichheitsgrundsatz verstieße. Würden also die Erzeugnisse aus anderen 
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Mitgliedstaaten von dem Auslieferverbot ausgenommen, so würde dies nicht 
nur die Aufrechterhaltung dieses Verbotes für die einheimischen Erzeugnisse, 
sondern auch die Aufrechterhaltung der Regelung über die Herstellungszei­
ten unmöglich machen. 

19 Hierzu ist festzustellen, daß die restriktive Wirkung einer Regelung über die 
Zeiten für die Abgabe, das Austragen und Ausfahren von Bäcker- oder Kon­
ditorwaren, die die Regelung über die Herstellungszeiten dieser Erzeugnisse 
ergänzt, unter Berücksichtigung ihres Anwendungsbereichs zu beurteilen ist. 

20 Gilt eine solche Regelung nur für die Abgabe, das Austragen und Ausfahren 
an einzelne Verbraucher und Einzelhandelsstellen, ohne auch die Abgabe, 
das Austragen und Ausfahren an Lager oder Zwischenhändler zu erfassen, so 
kann sie keine Beschränkung der Einfuhr oder Ausfuhr zwischen Mitglied­
staaten bewirken. In diesem Fall bleibt der innergemeinschaftliche Handels­
verkehr nämlich jederzeit möglich, unter dem einzigen Vorbehalt, daß die 
Lieferung an die Verbraucher und den Einzelhandel für sämtliche Hersteller 
unabhängig von ihrem Niederlassungsort in der gleichen Weise beschränkt 
ist. Unter diesen Umständen verstößt eine derartige Regelung nicht gegen die 
Artikel 30 und 34 des Vertrages. 

21 Auf die zweite Frage ist somit zu antworten, daß die Artikel 30 und 34 
EWG-Vertrag einer innerstaatlichen Regelung nicht entgegenstehen, die die 
Herstellung von Bäcker- oder Konditorwaren sowie die Abgabe, das Austra­
gen und Ausfahren dieser Erzeugnisse an einzelne Verbraucher und Einzel­
handelsstellen während der Nachtzeit vor einer bestimmten Morgenstunde 
verbietet. 

Kos t en 

22 Die Auslagen der Bundesregierung, der französischen Regierung und der 
Kommission, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind 
nicht erstattungsfähig. Für die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das 
Verfahren ein Bestandteil des vor dem nationalen Gericht anhängigen Ver­
fahrens; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Amtsgericht Wiesbaden mit Beschluß vom 22. April 1980 
vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1. Artikel 7 EWG-Vertrag ist dahin auszulegen, daß er nur Diskriminie­
rungen aus Gründen der Staatsangehörigkeit der Wirtschaftsteilneh­
mer verbietet. Artikel 7 ist also nicht verletzt, auch wenn ein Mitglied­
staat durch eine gesetzliche Bestimmung, die weder unmittelbar noch 
mittelbar nach der Staatsangehörigkeit unterscheidet, eine Situation 
schafft, die die Wettbewerbsfähigkeit der in seinem Hoheitsgebiet an­
sässigen Wirtschaftsteilnehmer gegenüber den Wirtschaftsteilnehmern 
anderer Mitgliedstaaten beeinträchtigt. 

2. Die Artikel 30 und 34 EWG-Vertrag stehen einer innerstaatlichen Re­
gelung nicht entgegen, die die Herstellung von Bäcker- oder Kondi­
torwaren sowie die Abgabe, das Austragen und Ausfahren dieser Er­
zeugnisse an einzelne Verbraucher und Einzelhandelsstellen während 
der Nachtzeit vor einer bestimmten Morgenstunde verbietet. 

Mertens de Wilmars Mackenzie Stuart Koopmans O'Keeffe Bosco 

Touffait Due Everling Chloros 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 14. Juli 1981. 

Der Kanzler 

A. Van Houtte 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 
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